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Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Bekämpfung des missbräuchlichen Konkurses. Bundesgesetz (BRG 19.043)

Mit Anpassungen des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes, des
Obligationenrechts, des Strafgesetzbuches und des Strafregistergesetzes wollte der
Bundesrat verhindern, dass das bestehende Konkursverfahren von Schuldnerinnen und
Schuldnern für Missbrauch verwendet werden kann. In der Vergangenheit hätten sich
vermehrt Fälle gehäuft, in denen bestimmte Unternehmen Konkurrenzfirmen preislich
stark unterboten hätten, diese damit schädigen wollten und bewusst einen eigenen
Konkurs in Kauf genommen hätten, um dann später mit den gleichen Angestellten
wieder eine neue Firma zu gründen. Mit dieser Praxis würden Gläubigerinnen und
Gläubiger geschädigt sowie Sozialversicherungen belastet, die für die Schäden teilweise
aufkommen müssten, erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft. Kernstück der
Anpassungen bildete die Einführung eines strafrechtlichen Tätigkeitsverbots, das es
den Gerichten ermöglicht, einer Person die Ausübung einer bestimmten Funktion in
einer Unternehmung zu verbieten. Die Handelsregisterämter sollen für den Vollzug
dieser Tätigkeitsverbote mit strafrechtlichen Befugnissen ausgestattet werden. Zudem
sollen präventive Massnahmen wie beispielsweise die öffentlich zugängliche
Personensuche im Handelsregister dafür sorgen, dass die Gefahr von Missbrauch
verringert wird. Knackpunkte in der Detailberatung waren die Normen zum Opting-out
(eingeschränkte Revisionspflicht), zum Mantelhandel (Veräusserung von faktisch
bankrott gegangenen Unternehmen) und zur Frage einer Wahlmöglichkeit zwischen
Pfändung oder Betreibung für öffentliche Organe. In der Frühjahrssession 2022
nahmen beide Räte die Anpassungen in den Schlussabstimmungen an.

Chronologie
Botschaft des Bundesrates
Erste Behandlung Ständerat
Erste Behandlung Nationalrat
Differenzbereinigung Ständerat
Differenzbereinigung Nationalrat und Schlussabstimmungen
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